
Vertragsentwurf
Projekt: 
Wahle-Mecklar
Abschnitt A & C

Vertrag
über die Erbringung der Wurzelstubbenrodung 
Wahle-Mecklar Abschnitt A & C

zwischen der



TenneT TSO GmbH
Bernecker Straße 70
95448 Bayreuth


im Folgenden „Auftraggeber“ (AG) genannt

und


Name
Straße
PLZ Ort,

im Folgenden „Auftragnehmer“ (AN) genannt

beide gemeinsam als „Vertragspartner“ bezeichnet.















Inhaltsverzeichnis
Präambel	3
1.	Vertragsgegenstand, Vollständigkeitsklausel	4
2.	Leistungsumfang	4
3.	Allgemeine Leistungspflichten des AN	4
4.	Leistungsänderungen, Optionale Leistungen	5
5.	Erstattung von Kosten	6
6.	Mitwirkungspflichten/Abstimmung mit dem AG	7
7.	Preise	8
8.	Zahlungsbedingungen	9
9.	Bürgschaften	10
10.	Termine, Verzögerungen	11
11.	Abnahme	12
12.	Eigentum an Unterlagen, Rechte an Arbeitsergebnissen	12
13.	Gewährleistung	13
14.	Vertragsstrafe und Schadensersatz bei Nichteinhaltung des Fertigstellungstermins	13
15.	Haftung	13
16.	Höhere Gewalt (Force Majeure)	14
17.	SHE – Bestimmungen	15
18.	Kündigung	16
19.	Sonstiges	16
20.	Geltung ergänzender Vorschriften	16
21.	Salvatorische Klausel	17
22.	Schlussbestimmungen	17





[bookmark: _Toc509924427]Präambel



A. Dieser Projektvertrag ist dem AN (wie allen Bietern) im Rahmen des Ausschreibungsverfahrens (Verhandlungsverfahren) vollumfänglich zur Disposition gestellt worden. 

Auf der Grundlage einer schriftlichen Überarbeitung des AN („Mark up“) fanden umfangreiche persönliche rechtliche und technische Verhandlungen der Parteien statt, in deren Rahmen die Bestimmungen dieses Projektvertrages (Annexe inbegriffen) sowie aller nachfolgenden Klauselvorschläge des AG gleichfalls vollumfänglich zur Disposition des AN gestellt wurden. 

Dies vorangestellt, schließen die Parteien diesen Projektvertrag mit den folgenden Bestimmungen:


1. [bookmark: _Ref509492385][bookmark: _Ref509492919][bookmark: _Toc509924428]Vertragsgegenstand, Vollständigkeitsklausel

1.1 Gegenstand des Vertrages ist die Durchführung der Wurzelstubbenrodung für das Projekt Wahle Mecklar im Abschnitt A und Abschnitt C.


2. [bookmark: _Ref509492391][bookmark: _Ref509492925][bookmark: _Toc509924429]Leistungsumfang

Der Leistungsumfang richtet sich nach den in der Leistungsbeschreibung (Anlage 1) und in den Leistungsverzeichnissen (Anlage 2) beschriebenen Leistungen.


3. [bookmark: _Toc509924430]Allgemeine Leistungspflichten des AN

3.1 Der AN erbringt seine Leistungen nach dem Stand der Technik bei Vertragsabschluss. Ändert sich zwischen Vertragsschluss und Vertragsbeendigung der Stand der Technik und hat dies wesentlichen Einfluss auf die Leistungserbringung, wird der AN den AG unverzüglich schriftlich über die Änderungen und die damit verbundenen terminlichen und kostenmäßigen Konsequenzen informieren. Der AG wird dann innerhalb angemessener Frist über die Änderung entscheiden. Ziffer 4 gilt entsprechend. Sollte der AN der Auffassung sein, dass verschiedene Regelungen und Vorgaben (z.B. Spezifikationen des AG, Normen, Gesetze) im Widerspruch zueinander stehen, so sind diese Widersprüche dem AG unverzüglich schriftlich zur Kenntnis zu bringen. 

3.2 Der AN ist verpflichtet, sich ausreichend über die örtlichen Verhältnisse der Erbringung seiner Leistungen zu informieren. Er wird den Beginn seiner jeweiligen Leistungen mit dem AG abstimmen. Die infolge der Nichtbeachtung dieser Verpflichtungen entstehenden Kosten sowie zeitlichen Verzögerungen gehen zu Lasten des AN. 

3.3 Offensichtlich fehlerhafte und/oder unvollständige Unterlagen hat der AG innerhalb von 15 Werktagen nach Erhalt beim AN zu rügen. Für versteckte Fehler beträgt die Rügefrist 15 Werktage ab Entdeckung. 


Bei allen Unterlagen, deren Richtigkeit erst bei Ingebrauchnahme / weitergehender Benutzung oder Prüfung durch die Behörden festgestellt werden kann, ist die Verpflichtung des AG zur unverzüglichen Untersuchung nach Lieferung bzw. Überlassung ausgeschlossen. 

Die Prüfungspflicht des AG beschränkt sich, - bei größeren Liefermengen im Rahmen einer Stichprobenkontrolle – auf Fehler, die auch ohne Ingebrauchnahme/weitergehende Benutzung oder Prüfung durch die Behörde erkennbar sind. Der Ausgleich von Rechnungen bedeutet keinen Verzicht auf die Geltendmachung von Rechten. 
Erfüllt der AN seine Pflichten zur Erstellung und Aktualisierung der (monatlichen) Projektberichte (vgl. Anlage 01 (Leistungsbeschreibung) zu irgendeinem Zeitpunkt nicht, nicht rechtzeitig oder inhaltlich nicht wie geschuldet (insbesondere nicht fortlaufend aktualisiert, vollständig, zutreffend oder verständlich), ist der AG berechtigt, im angemessenen Verhältnis zur Pflichtverletzung eine Vertragsstrafe von mindestens jedoch EUR 1.000 je Projektbericht im Berichtszeitraum zu verlangen. Sollte der AN die Pflichtverletzung nicht innerhalb einer angemessenen Nachfrist (z.B. innerhalb einer Woche) beseitigen, erhöht sich die jeweilige Vertragsstrafe um weitere EUR 1000. Die Vertragsstrafen nach dieser Ziffer werden nicht auf die Vertragsstrafe nach Ziffer 4.10 angerechnet, diese bleiben hiervon unberührt.

3.4 Eine  Vertragsstrafe von EUR 1.000,- wird jeweils fällig wenn vor, während oder nach der Baumaßnahme unautorisiert Eigentum Dritter in Anspruch genommen wird u.a.: 

a) Nicht im Wegekonzept enthaltene Wege befahren werden. 

b) Fahrzeuge abseits der vereinbarten Wege abgestellt oder Flächen abseits dieser befahren werden. 

c) Fahrzeuge ohne eindeutige (Baustellen-Fahrzeug-Identifikationsnummer) Kennzeichnung die Baustelle befahren.  


4. [bookmark: _Ref509491471][bookmark: _Ref509491578][bookmark: _Ref509492334][bookmark: _Ref509492673][bookmark: _Toc509924431]Leistungsänderungen, Optionale Leistungen

4.1 Der AG ist berechtigt, vom AN Zusatzleistungen bezüglich der vertraglichen Werkleistungen (d.h. Änderungen / Modifikationen, zusätzliche Leistungen oder interne / externe Mehrleistungen, nachfolgend zusammen „Zusatzleistungen“) sowie die Ausführung von ggf. vereinbarten, optionalen Leistungen zu verlangen. 

4.2 Der AG kann Zusatzleistungen insbesondere verlangen, wenn solche Änderungen aus rechtlichen Gründen erforderlich sind, insbesondere auch, wenn öffentlich-rechtliche Genehmigungen nachträglich – gleich ob rechtmäßig oder unrechtmäßig – geändert werden oder es im Interesse der Erreichung des Fertigstellungstermins ist, diese behördlichen Änderungen umzusetzen. 

4.3 [bookmark: _Ref509491521]In allen Fällen von Zusatzleistungen erteilt der AN unverzüglich, aber nicht später als 5 Werktage nach Eingang des Verlangens des AG auf Erbringung von Zusatzleistungen ein Angebot über eventuelle Mehr-, oder Minderkosten sowie Auskunft über Terminverschiebungen, eventuelle Auswirkungen auf die technische Ausführung und Qualität der Leistungen, die durch die Zusatzleistungen entstehen, einschließlich Lösungsvorschläge für mögliche nachhaltige Auswirkungen auf die Qualität des mit den geschuldeten Werkleistungen bezweckten Erfolgs. Der AN führt die Zusatzleistungen (Änderungen / Modifikationen oder interne / externe Mehrleistungen oder optionale Zusatzleistungen) nur nach vorheriger Vereinbarung mit dem AG und schriftlicher Beauftragung durch die Abteilung Materialwirtschaft / Einkauf des AG aus, sobald die Parteien Einigung über eventuelle Mehr-, oder Minderkosten, Terminverschiebungen, Auswirkungen auf die Funktionalitäten, technische Ausführung und Qualität der Leistungen sowie der Lösungsvorschläge für mögliche nachhaltige Auswirkungen auf die Qualität des mit den geschuldeten Werkleistungen bezweckten Erfolgs erzielt haben. 

4.4 Insofern gilt Folgendes:

a. Fordert der AG eine Zusatzleistung, bestimmt sich der Preis nach den hinterlegten Einheits-/Pauschalfestpreisen des angebotenen Leistungsverzeichnisses. In diesem Preis ist alles inbegriffen, was zur vollständigen, ordnungsgemäßen Ausführung und Lieferung gemäß Leistungsbeschreibung notwendig ist. 

b. Liegt zur Vergütung der Zusatzleistung kein einschlägiger Preis nach dem angebotenen Leistungsverzeichnis vor, so erfolgt die Abrechnung nach einem abgestimmten Angebot oder nach dem nachgewiesenen Aufwand. Dieser ist schriftlich anzuzeigen, mit einschlägigen Dokumenten nachzuweisen und bedarf der vorherigen schriftlichen Genehmigung durch den AG. 

4.5 Zusätzliche Leistungen des AN vergütet der Auftraggeber nur dann, wenn sie mit dem AG zuvor schriftlich vereinbart und von der Abteilung Materialwirtschaft der TenneT TSO GmbH beauftragt worden sind. Hierzu gehören Leistungen, die nach Stundenverrechnungssätzen vergütet werden können. 

4.6 Soweit der AN Teile oder Leistungen Dritter für die Zusatzleistungen benötigt, wird er dem AG die relevanten Ausschreibungs-, Angebots-, Auftrags- oder Abrechnungsunterlagen vor der Einigung der Parteien über die Kostenfolgen oder Zusatzleistungen übergeben und zum Nachweis bei Rechnungsstellung vorlegen. 

4.7 Soweit der AN Änderungen oder Abweichungen von den vorgegebenen Spezifikationen und Rahmenbedingungen für sinnvoll hält, wird er dies dem AG schriftlich vorschlagen; dabei sind zugleich die Auswirkungen auf Preis, Liefer-, oder Leistungszeiten sowie Auswirkungen auf den Rahmenterminplan, Leistungsparameter und Qualität der Leistungen darzulegen, sowie Lösungsvorschläge für mögliche Auswirkungen auf die Qualität des mit den geschuldeten Werkleistungen bezweckten Erfolgs zu machen. Der AN wird keine Änderungen an Spezifikationen vornehmen, bevor sie nicht vom AG schriftlich genehmigt worden sind. 

4.8 Jeder Anspruch des Auftragsnehmers auf Vergütung und/oder Kostenersatz für von ihm als Teil einer Leistungsänderung erbrachte Leistungen wird ausgeschlossen, soweit die Voraussetzungen dieser Ziffer nicht eingehalten wurden. Dieser Ausschluss gilt, mit Außnahme der Ziffer 4.9, für jede denkbare Rechtsgrundlage eines Anspruchs auf Vergütung oder Kostenersatz, insbesondere auch mögliche Ansprüche aus §§ 812 ff. BGB (ungerechtfertigte Bereicherung) oder §§ 677 ff. BGB (Geschäftsführung ohne Auftrag). 

4.9 Sonderregelung für dringende Bestellungen: Für den Fall auftretender unvorhersehbarer Bedarfssituationen, durch welche bei Einhaltung des Regelprozesses gem. Ziffer 4.1 ff. ein merkbar erhöhtes Schadensrisiko besteht, wird dem benannten Vertreter des AG ein Abrufbudget von 50.000,00 EURO zur Verfügung gestellt. Hierbei gelten nachfolgende Grundsätze:
a) Ein Abruf muss sich alleinig auf Regieverrechnungssätze gem. Anlage 02 als
Abrechnungsbasis beziehen.
b) Vor einem Abruf hat der AN ein formloses Angebot mit Leistungsumfang und
Mengengerüst an den Vertreter des AG zu übergeben.
c) Der Vertreter des AG hat einen Einzelverfügungsrahmen von 10.000,00 EURO je Sachverhalt. Zur Freigabe ist die Unterschrift von zwei AG-Vertretern notwendig (4-Augen-Prinzip).
d) Nach ordnungsgemäßer Leistungsausführung ist diese durch Abzeichnung der erbrachten Regieverrechnungssätze gem. Annex 01 durch den Vertreter des AG zu bestätigen.
e) Bei der Rechnungsstellung des AN ist der Nachweis gem. Ziffer d) beizufügen. Eine separate Rechnungseinreichung ist möglich.
f) Der AN hat die Abrufwerte nachzuhalten. Eine Überschreitung des Abrufbudgets von 50.000,00 EURO ist nicht gestattet. 
Ist eine Ausweitung des jeweiligen Leistungsumfanges abzusehen, ist auf einen Regelprozess gem. Ziffer 4 umzustellen. 

4.10 Soweit der AN entgegen seinen Verpflichtungen nach Ziffer 4.3 das vom AG erbetene Angebot für eine Leistungsänderung nicht innerhalb angemessener Frist dem AG vorlegt und sich aus dieser Verspätung weitere Verzögerungen in der Erbringung der Leistungen des AN ergeben, stehen dem AN für diese weiteren Verzögerungen keine Ansprüche auf Verschiebung des Fertigstellungstermins und / oder Verlängerung der in dem Rahmenterminplan und  oder in den Terminplänen vorgesehenen Leistungsfristen zu. 

4.11 [bookmark: _Ref509491615]Erfüllt der AN seine Pflichten gemäß dieser Ziffer 4 zu irgendeinem Zeitpunkt nicht, nicht rechtzeitig oder inhaltlich nicht wie geschuldet, ist der AG berechtigt, eine Vertragsstrafe für jeden Fall des Verstoßes in Höhe von EURO 1.000 zu verlangen. Dies gilt nicht, sofern der AN dem AG nachweist, dass er die Nichteinhaltung der Pflichten nicht zu vertreten hat.

4.12 Die Vertragsstrafen nach der Ziffer 4.10 werden nicht auf die Vertragsstrafe nach Ziffer 14 angerechnet, diese bleiben hiervon unberührt.


5. [bookmark: _Toc509924432]Erstattung von Kosten

5.1 Soweit in diesem Projektvertrag vorgesehen ist, dass der AN Anspruch auf Ersatz von Kosten, zusätzlichen Kosten oder Mehrkosten hat, wird der AN sie jeweils nachweisen. Der AN kommt seiner Nachweispflicht nach, wenn er für einen unabhängigen Dritten nachvollziehbar die einzelnen Kostenbestandteile, insbesondere die Kosten für Material, Leistungen Dritter (aufgeteilt in Herstellungs-, Material-, und sowie üblich, Transport-, Installationskostenanteile (jeweils einschließlich des Personalaufwandes)), Eigenleistungen (aufgeteilt in Herstellungs-, Material-, und Transport, Installationskostenanteil (jeweils einschließlich des Personalaufwandes)) und Risikozuschläge (z.B. Versicherungen, Gewährleistung) mit Belegen (z.B. Angebote, Rechnungen oder Stundenzettel) ausweist. 

5.2 Der AN sowie seine Subunternehmer sind für den Kostennachweis nicht verpflichtet, Geschäftsgeheimnisse gegenüber dem AG zu offenbaren. Zur Erbringung der entsprechenden Nachweispflicht genügt eine testierte Bestätigung einer anerkannten Wirtschaftsprüfungsgesellschaft oder eines von AG akzeptierten Sachverständigen; deren Kosten trägt der AN. 


6. [bookmark: _Toc509924433]Mitwirkungspflichten/Abstimmung mit dem AG

6.1 Der AG ist berechtigt, vom AN schriftliche Auskunft über alle im Zusammenhang mit den Dienstleistungen stehenden Informationen zu verlangen, alle ihm relevant erscheinenden Informationen vom AN anzufordern und Einsicht in alle Unterlagen zu nehmen und deren Vorlage zu verlangen.

6.2 Der AN ist verpflichtet, den AG vollumfänglich über alle relevanten Umstände der Durchführung dieses Vertrages und der Erfüllung seiner Leistungen selbstständig und unaufgefordert zu informieren, insbesondere über den jeweiligen Leistungsfortschritt bzw. die Einhaltung des Terminplans. Diesbezüglich verfasst und liefert der AN in Absprache mit dem AG vom Vertragsbeginn bis zur vollständigen Vertragserfüllung (inkl. Abnahme), Berichte, aus denen der jeweilige Stand der Arbeiten am Projekt hervorgeht. Die Berichte werden den entsprechenden Ansprechpartnern des AG wie vereinbart zugestellt. Berichte und Protokolle sind verbindlich, wenn ihnen nicht binnen 14 Tagen nach Versand in Textform widersprochen wird bzw. wenn sie von den Projektleitern des AG und des AN unterzeichnet sind.

6.3 Alle rechtlich relevanten oder bindenden Erklärungen, Schreiben, Dokumente, Verträge und sonstige Unterlagen sind von beiden Seiten in deutscher Sprache abzugeben oder zu verfassen und sind an folgende Adressen zu richten, sofern die jeweilige Partei keine anderweitige Adresse schriftlich mitteilt:

TenneT TSO GmbH
Bernecker Straße 70
95448 Bayreuth

Die Projektabwicklungssprache ist Deutsch. Technische Dokumentationen / Studien haben in Deutsch zu erfolgen, soweit vom AG nichts anderes gewünscht wird. 

6.4 Die Vertragsparteien stimmen sich regelmäßig zu Terminplanung, zusätzlichen Leistungen, dem Mengengerüst, dem Zahlungsplan, Budgetkontrolle und den Rahmenbedingungen ab. 

6.5 Der AN wird
a. dem AG die erforderlichen Unterlagen (z.B. Erläuterungsberichte, Umweltberichte, etc.) rechtzeitig einreichen; durch zu spät eingereichte, fehlerhafte oder unvollständige Unterlagen entstehende Kosten, Aufwendungen, Einbußen etc. des AG trägt der AN.
b. dem AG unaufgefordert und rechtzeitig schriftlich mitteilen bis zu welchem Zeitpunkt notwendige Entscheidungen von dem AG zu treffen und benötigte Unterlagen dem AN zur Verfügung zu stellen sind. 

6.6 Der AN wird dem AG Bedenken gegen die vorgesehene Art oder Ausführung der Leistungen des AN und dessen Erfüllungsgehilfen mitteilen, soweit und sobald er diese erkennt. 

6.7 Die Freigabe von vorgelegten Dokumenten und Unterlagen durch den AG entbinden den AN nicht von der Verantwortung und Haftung, die er nach diesem Vertrag für die Qualität seiner Leistungen übernommen hat. Der AN kann in diesen Fällen insbesondere dem AG ein Mittverschulden oder eine Mitverursachung oder Verletzung einer Schadensminderungsobliegenheit vorwerfen. 

6.8 Dokumente, welche der AG dem AN im Rahmen der Leistungsausführung aushändigt, sind vom AN im Regelfall innerhalb von 10 Werktagen auf Vollständigkeit und Plausibilität zu prüfen. Für den Fall, dass es sich um sehr umfangreiche Dokumente handelt, wird der AG dem AN eine längere angemessene Frist zur Vollständigkeits-, und Plausibilitätsprüfung  in Textform mitteilen. Die Aushändigung durch den AG entbindet den AN nicht von der Verantwortung, die er nach diesem Vertrag für die Qualität seiner Leistungen übernommen hat. Der AN kann in Fällen der Unterlassung insbesondere dem AG kein Mitverschulden oder eine Mitverursachung vorwerfen. 

6.9 Der AN ist sich bewusst, dass die rechtzeitige Fertigstellung des Projekts für den AG von großer Bedeutung ist. Der AN stellt während der gesamten Vertragsdurchführung sicher, dass Unterbrechungen oder ein Stillstand seiner Tätigkeiten auf ein Minimum begrenzt werden. 

Der AN verpflichtet sich daher, stets seine besten Anstrengungen zur Beschleunigung des Projektes und zum Erreichen der im Terminplan abgestimmten Termine zu ergreifen und dem AG hierzu geeignete Vorschläge zu unterbreiten. 


7. [bookmark: _Toc509924434]Preise

7.1 [bookmark: _Ref509492165]Für den vorgenannten Liefer- und Leistungsumfang vergütet der AG dem AN einen „kalkulierten Endpreis“ in Höhe von xx,-- Euro zzgl. Umsatzsteuer in der gesetzlich vorgesehenen Höhe, entsprechend des tatsächlich realisierten Aufwandes. 

7.2 Die Pauschal-, Optional- und Einheitspreise des Leistungsverzeichnisses sind Festpreise ohne die gesetzliche Umsatzsteuer und gelten für die Dauer des Auftrages. In diesen Preisen ist alles inbegriffen, was zur vollständigen, ordnungsgemäßen Ausführung und Lieferung gemäß den Leistungsbeschreibungen und Herbeiführung des geschuldeten Erfolgs notwendig ist. 

7.3 Sofern in den Leistungsverzeichnissen Gesamtmengen angegeben sind, beruhen diese auf einer unverbindlichen Schätzung des AG. Die Einheitspreise werden davon nicht berührt. Die Abrechnung erfolgt gegen Nachweis nach den tatsächlich erbrachten, vorab zwischen AG und AN einvernehmlich abgestimmten Leistungen. 

7.4 Mit der Vergütung in Form des „kalkulierten Endpreises“ sind sämtliche Kosten, Aufwendungen und Auslagen des AN abgegolten. Kosten der Verpflegung, Reise-, und Übernachtungskosten, Verwaltungsallgemeinkosten, Auslösen und sonstige Nebenkosten sind in den Pauschal-, Optional- und Einheitspreisen bereits enthalten und werden vom AG nicht separat vergütet. 

7.5 Der oben genannte „kalkulierte Endpreis“ stellt einen Maximalwert dar. Der AG ist berechtigt, jedoch nicht verpflichtet, Lieferungen/Leistungen des AN in der genannten Höhe abzurufen. Der AN benachrichtigt den AG unverzüglich wenn eine Überschreitung des „kalkulierten Endpreises“ erkenntlich wird. Bei Erreichen von 80 % des „kalkulierten Endpreises“ wird der AN den AG schriftlich benachrichtigen, ob der „kalkulierte Endpreis“ ausreicht.  Sollten die entsprechenden Benachrichtigungen nicht erfolgen ist eine Vertragsstrafe von 1000 EUR je Verstoß fällig; diese wird nicht auf die Vertragsstrafen gemäß Ziff. 14 des Vertrages angerechnet. Eine Überschreitung des entsprechend „kalkulierten Endpreises“ ist nur mit vorherigen schriftlicher Zustimmung des AGs in Form einer Nachbestellung zulässig. Diese Regelung erstreckt sich auch auf die Einzelpositionen der Bestellwertermittlung, die Grundlage für die Ermittlung des „kalkulierten Endpreises“ darstellt. 

7.6 Die Einzelpreise und Verrechnungssätze verstehen sich als Festpreise, gültig bis zum 31.12.2022 zuzüglich der gesetzlichen Umsatzsteuer. Die Einzelpreise und Verrechnungssätze werden ab dem 01.01.2023 jährlich  um den Prozentsatz der Inflationsrate des Vorjahres der Bundesrepublik Deutschland angepasst.. Die preisangepassten Einzelpreise und Verrechnungssätze finden Anwendung für alle Leistungen, die zum jeweiligen Anpassungszeitunkt noch nicht beauftragt wurden. 


8. [bookmark: _Toc509924435]Zahlungsbedingungen

8.1 Der AN ist berechtigt quartalsweise Abschlagsrechnungen gemäß Fortschritt der Leistungserbringung zu stellen, wobei die Höhe der jeweiligen Abschlagsrechnung mindestens 20 % vom unter Ziff.7.1 genannten kalkulierten Endpreis betragen muss. Darüber hinaus ist er zur unverzüglichen Rechnungsstellung verpflichtet nach erfolgreicher Abnahme eines jeden Bauabschnitts (A & C) durch den AG.

8.2 Der AN erstellt unmittelbar nach Vertragsabschluss auf Basis des Projektablaufplans für den Zeitraum bis Projektende einen Zahlungsplan, der die prognostizierte abzurechnende Leistung, den prognostizierten Rechnungsbetrag und erwarteten Rechnungslegungszeitpunkte beinhaltet. Dieser Zahlungsplan ist monatlich zu aktualisieren und dem AG (per E-Mail an kaufmännischen Projektleiter (FPL), Gesamtprojektleiter (OPL) (wird rechtzeitig vor Auftragsdurchführung bekannt gegeben) zu einem gemeinsam abgestimmten Zeitpunkt in einer übersichtlichen Form gemäß Anlage 8 (Zahlungsplan) zur Verfügung zu stellen. Änderungen sind farblich zu kennzeichnen und zu begründen. Weicht ein Teilrechnungsbetrag aus Gründen, die der AN zu vertreten hat, um mehr als 20% von der drei Monate zurückliegenden Prognose ab, so erhöht sich das Zahlungsziel von 30 auf 60 Kalendertage.


8.3 Der AN hat jeweils eine prüffähige Rechnung in kumulierter Form an den AG zu übersenden. Die Rechnung ist prüffähig, wenn in der Rechnung die jeweiligen Leistungen benannt und entsprechend nachgewiesen sind, die Umsatzsteuer korrekt ausgewiesen ist, und die Rechnung die folgende Angaben enthält: Bestellnummer und -datum, lfd. Nummer der Rechnung (z.B. 3. Teilrechnung) und sämtliche nach § 14 Abs. 4 UStG in seiner jeweils gültigen Fassung erforderlichen Angaben. 
 
8.4 Die Schlussrechnung ist innerhalb von 45 Kalendertagen nach Abnahme der Planungsleistungen vom AN in prüfbarer Form mit allen zur Prüfung erforderlichen Unterlagen beim AG einzureichen. Die Schlusszahlung erfolgt nach Ablauf einer angemessenen Prüffrist, spätestens innerhalb von 2 Monaten nach Zugang der einwandfreien vollständigen Schlussrechnung inkl. Unterlagen. 

8.5 Vorbehaltlich Ziffer 9 wird die jeweilige Forderung des AN aus einer vom AN nach dieser Ziffer gestellten Rechnung 30 Kalendertage nach Eingang der prüffähigen Rechnung beim AG fällig, nicht jedoch bevor der AN eine nach Ziffer 9 erforderliche Bürgschaft gestellt hat und nicht, wenn der AG Einwendungen gegen die Rechnung geltend macht. 

8.6 Hat der AG Einwendungen gegen einzelne Rechnungspositionen oder beigefügte Leistungsnachweise, wird die Zahlung insgesamt nicht fällig, wenn der AG dem AN dies unverzüglich, spätestens innerhalb von 30 Kalendertagen nach Eingang der Rechnung schriftlich mitteilt und begründet.

8.7 Die Rechnungen sowie Bürgschaften sind an die folgende Adresse zu senden:

TenneT TSO GmbH
Abt. FSC-GAP 
Bernecker Str. 70
95448 Bayreuth

Abweichend davon wird die Vertragserfüllungsbürgschaft an den/die oben genannten Einkaufssachbearbeiter(in) gesendet.

9. [bookmark: _Ref509491974][bookmark: _Ref509492001][bookmark: _Ref509492031][bookmark: _Ref509492782][bookmark: _Toc509924436]Bürgschaften

9.1 [bookmark: _Ref509492119]Allgemeine Bestimmungen zu Bürgschaften
Die in dieser Ziffer 9 geforderten Bürgschaften (Anzahlungs- Vertragserfüllungs- und/ oder Gewährleistungsbürgschaft) sind für den AG als kostenlose, selbstschuldnerische Bankbürgschaften zu stellen und zu übergeben. Die Bürgschaften haben jeweils die Erklärung zu enthalten, dass auf die Einreden der Anfechtung, der Aufrechenbarkeit und der Vorausklage gem. §§ 770, 771 BGB verzichtet wird. 

Die jeweilige Bankbürgschaft ist zu stellen durch:

a. eine von TenneT schriftlich und im Voraus zu akzeptierende europäische Großbank mit einem langfristigen (mehr als 360 Kalendertage) Kreditrating von BBB+ (von Standard & Poor's und Fitch) sowie. Baa1 (von Moody‘s), oder
b. ein schriftlich durch TenneT genehmigtes Kreditinstitut.

Im Fall eines geteilten Kreditratings des Ausstellers der Bankbürgschaft gilt für die Zwecke dieser Klausel das niedrigste Rating. Im Fall einer Absenkung des Mindest-Kreditratings des Bürgen unter BBB+/Baa1 sind die betreffenden Bankbürgschaften unverzüglich durch Bankbürgschaften, die die angegebenen Rating-Anforderungen erfüllen, zu ersetzen. Sofern der AN es versäumt, seine Verpflichtungen gemäß dieser Ziffer 9 vollständig und fristgemäß zu erfüllen, ist der AG berechtigt, die Bankbürgschaft gemäß Ziffern 9.2 – 9.4 in Anspruch zu nehmen.

Für Bürgschaften sind ausschließlich die Muster des AG zu verwenden, abrufbar unter http://www.tennet.eu/de/unternehmen/einkauf/einkaufsbedingungen-tennet-deutschland. Andere Bürgschaftsformulare werden nicht akzeptiert.

9.2 Sicherheiten zur Vertragserfüllung
Zur Sicherung aller vertraglichen Erfüllungsansprüche des AG, etwaiger Ansprüche auf Rückzahlung geleisteter Abschlagszahlungen, der vertraglichen Ansprüche auf Freistellung sowie der Ansprüche des AG aus den Vertragsstrafeversprechen wird der AG 10% der Forderungen aus den geprüften und fälligen Rechnungen zuzüglich Umsatzsteuer in der gesetzlich vorgesehenen Höhe bis zur vollständigen Leistungserbringung und Abnahme durch den AG einbehalten.

Anstatt des Sicherheitseinbehaltes zur Vertragserfüllung kann der AN für die gesamte Vertragslaufzeit eine Vertragserfüllungsbürgschaft gemäß Ziffer 9.1 stellen. Die Vertragserfüllungsbürgschaft ist dem AG gemeinsam mit der Auftragsbestätigung zu übergeben.  Die Absicherung über Vertragserfüllungsbürgschaft erfolgt in Höhe von 10 % des voraussichtlich „kalkulierten Endpreises“ (vgl. Ziffer 7.1). Die Vertragserfüllungsbürgschaft hat die Umsatzsteuer in der gesetzlich vorgesehenen Höhe mit abzudecken. Die nach dieser Ziffer vom AN zu stellende Bürgschaft muss den folgenden Mindestlaufzeit aufweisen: 6 Monate nach dem Fertigstellungstermin („Ablauftermin“). 

Sobald sich der „kalkulierte Endpreis“ i.S.d. Ziffer 7.1 um jeweils mehr als 10% („Schwellenwert“) erhöht, hat der AN dem AG unverzüglich, unaufgefordert und für den AG kostenfrei eine auf diesen Wert angepasste, aktualisierte Vertragserfüllungsbürgschaft zu stellen.  Dem AG bleibt das Recht unbenommen, jederzeit auch vor Überschreiten des Schwellenwertes eine aktualisierte Vertragserfüllungsbürgschaft vom AN zu verlangen. Zur Abnahme nach Ziffer 11 hat der AN in jedem Fall und unaufgefordert eine auf den dann aktuellen Preis angepasste Vertragserfüllungsbürgschaft vorzulegen.

Kommt der AN seinen Verpflichtungen zur Erhöhung der Vertragserfüllungsbürgschaft nicht ordnungsgemäß nach, ist der AG insbesondere berechtigt, keine weiteren Zahlungen an den AN zu leisten. Es wird klargestellt, dass sich der „kalkulierte Endpreis“ i.S.d. Ziffer 7.1 bereits mit wirksamer Vereinbarung von Leistungsänderungen, die eine zusätzliche Vergütung vorsehen, erhöht.

9.3 Gewährleistungsbürgschaft
Als Sicherheit für Mängelansprüche des AG wird für die Dauer der anfänglichen Verjährungsfrist (60 Monate) für Mängelansprüche ein Betrag von 5% der Schlussrechnungssumme zuzüglich Umsatzsteuer in der gesetzlich vorgesehenen Höhe einbehalten.

Der Sicherheitseinbehalt ist ablösbar durch eine Gewährleistungsbürgschaft gemäß Ziffer 8.1 in gleicher Höhe und ist mit der Schlussrechnung dem AG zu übergeben.
Nach Ablauf der anfänglichen Verjährungsfrist zzgl. 3 Monaten wird der Sicherheitseinbehalt ausbezahlt oder ist die Gewährleistungsbürgschaft vom AG unverzüglich auf schriftliche Anforderung des AN an diesen zurückzugeben.


10. [bookmark: _Ref509492446][bookmark: _Ref509492512][bookmark: _Toc509924437]Termine, Verzögerungen

10.1 Beginn der Ausführung sämtlicher Leistungen:

Leistungsausführungszeitraum  Abschnitt A: Mai und Juni 2020
Leistungsausführungszeitraum  Abschnitt C: Mai und Juni 2021

[bookmark: _Ref509492438]Die Leistungen des AN gemäß Ziffern 1 und 2 sind entsprechend den planfestgestellten Schutz und Vermeidungsmaßnahmen fertig zu stellen.

· [bookmark: _GoBack]Die Maßnahmen sind gemäß Planfeststellung umzusetzen

10.2 Der mit den Angebotsunterlagen abgegebene und im Rahmen der Verhandlungen mit dem AG abgestimmte Terminplan ist Vertragsbestandteil (Anlage 6). Im Laufe des Projektes wird dieser Terminplan quartalsweise zwischen den Vertragsparteien abgestimmt und gegebenenfalls an die Meilensteine angepasst. Der verabschiedete Terminplan wird als Basisterminplan in MS Projekt zum Terminabgleich für das monatliche Reporting genutzt. 

10.3 Sobald eine Verzögerung von mindestens einem der genannten Termine bekannt oder realistisch absehbar ist, muss der AN die Ansprechpartner des AG schriftlich, unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von 3 Werktagen informieren und in Abstimmung mit ihm angemessene Maßnahmen ergreifen, um Verzögerungen zu verhindern. 

10.4 Eine Verlängerung der festgelegten Termine und Fristen kommt nur in folgenden Fällen in Betracht:

a. Zusatzleistungen nach Ziffer 4, soweit der AG und der AN bei deren Vereinbarung im jeweiligen Einzelfall zugleich eine Verschiebung von Terminen bzw. Verlängerung von Fristen vereinbart haben; 

b. Verzug oder Verletzungen von vertraglichen Pflichten durch den AG und / oder Behinderungen bei der vertraglichen Leistungserbringung des AN oder der Subunternehmer des AN durch den AG, einen seiner Erfüllungsgehilfen oder eines anderen von ihm beauftragten ANs, es sei denn, dass der AG die relevanten Pflichtverletzungen und/oder Behinderungen nach entsprechender schriftlicher Mitteilung des AN, die unverzüglich nach Feststellung der Pflichtverletzung oder Behinderung zu ergehen hat, abgestellt hat;

c. eine vom AG angeordnete Aussetzung der vertraglichen Leistungen des AN aus anderen als vom AN zu vertretenden Gründen, wobei die Dauer der Aussetzung nicht zugleich die Hemmung der Frist oder die zeitliche Verschiebung eines Termins darstellt. Dies werden die Parteien gesondert auf Vorschlag des AG verhandeln;

d. höhere Gewalt wie in Ziffer 16 geregelt. 


10.5 Die in diesem Projektvertrag zugunsten des AN vorgesehenen Ansprüche auf Verlängerung seiner Leistungszeit sind ausgeschlossen, wenn der Verzug auf Gründen oder Umständen beruhen, die der AN zu vertreten hat.

10.6 Der AN ist sich bewusst, dass die rechtzeitige Fertigstellung des Projekts für den AG von großer Bedeutung ist. Der AN stellt während der gesamten Vertragsdurchführung sicher, dass Unterbrechungen oder ein Stillstand seiner Tätigkeiten auf ein Minimum begrenzt werden. 


11. [bookmark: _Ref509492222][bookmark: _Toc509924438]Abnahme

11.1 Der AG nimmt die in Ziffer 1 und 2  beschriebenen und durch den AN erbrachten und zur Abnahme angebotenen vertraglich vereinbarten Leistungen ab, wenn sie dem vertraglich geschuldeten Erfolg entsprechen. Die Abnahme ist schriftlich zu dokumentieren. Eine konkludente und/oder stillschweigende Abnahme ist ausgeschlossen. 

11.2 Der AG ist berechtigt, die Abnahme bei Vorliegen wesentlicher Mängel oder Unvollständigkeiten bis zu deren Beseitigung zu verweigern. 


12. [bookmark: _Toc509924439]Eigentum an Unterlagen, Rechte an Arbeitsergebnissen

12.1 Die Geltendmachung eines Zurückbehaltungsrechtes durch den AN an Gegenständen, welche durch den AG zur Verfügung gestellt wurden, ist ausgeschlossen. 
Erarbeitete Unterlagen sind dem AG sowohl in analoger als auch in digitaler Form (als PDF, Texte zusätzlich als Word oder Excel, Karten und Pläne zusätzlich in einem weiterzuverarbeitenden Format) auszuhändigen und zu überlassen. Der AN ist nicht berechtigt, Kopien / Datensätze für den Eigengebrauch anzufertigen und zu behalten. 

12.2 Das Eigentum des AG, insbesondere an beigestellten oder zur Verfügung gestellten und nicht zum Verbrauch bestimmten Gegenständen, ist entsprechend zu kennzeichnen und vom AN so zu lagern, dass ein Zugriff Dritter ausgeschlossen und eine Herausgabe auf Verlangen jederzeit möglich ist. 

12.3 Der AN hat im Verhältnis zu seinen Subunternehmern geeignete Vorkehrungen zu treffen, dass diese sich gegenüber dem AN in gleicher Weise verpflichten, wie der AN sich gegenüber dem AG in diesem Vertrag verpflichtet. 

13. [bookmark: _Toc509924440]Gewährleistung

13.1 Im Falle eines Sach-, oder Rechtsmangels ist der AN verpflichtet, den Mangel nach Wahl des AG zu beseitigen oder die Leistung erneut zu erbringen. Im Falle des Scheiterns der Nacherfüllung ist der AG berechtigt, 

a. den Mangel selbst oder durch eine Dritten zu beseitigen und Ersatz der erforderlichen Aufwendungen zu verlangen / auf Kosten des  AN zu beseitigen, oder
b. den Werklohn zu mindern, 
c. oder von der jeweiligen Werkleistung zurückzutreten, oder
d. Schadensersatz sowie Ersatz von Aufwendungen zu verlangen. 

13.2 Die Gewährleistungsfrist beträgt 60 Monate ab Abnahme. 


14. [bookmark: _Ref509492572][bookmark: _Ref509492717][bookmark: _Toc509924441]Vertragsstrafe und Schadensersatz bei Nichteinhaltung des Fertigstellungstermins

14.1 Hält der AN den in Ziffer 11.2 (Fertigstellungstermin) genannten Fertigstellungstermin/die in Ziffer 11 genannten Termine nicht ein, hat er an den AG für jeden Kalendertag der Überschreitung des jeweiligen Termins eine Vertragsstrafe von [0,3] % des „kalkulierten Endpreises“ (Ziffer 7.1) pro Kalendertag der Überschreitung, insgesamt aber nicht mehr als [5] % des „kalkulierten Endpreises“ (Ziffer 7.1)  zu zahlen. 

14.2 Zusätzlich zu der verwirkten Vertragsstrafe in der vorgenannten Ziffer kann der AG bei Nichteinhaltung des in Ziffer 11.2 (Fertigstellungstermin) genannten Fertigstellungstermins/ der in Ziffer 11 genannten Termine Schadensersatz geltend machen. Der AN hat ein etwaiges Nichtverschulden zu beweisen. 

14.3 Der AG behält sich das Recht vor. die vorstehenden Ansprüche nach dieser Ziffer bis 36 Monate nach Schlusszahlung geltend zu machen. 


15. [bookmark: _Toc509924442]Haftung

15.1 [bookmark: _Ref509493014]Die Gesamthaftung des AN aus oder im Zusammenhang mit diesem Vertrag ist begrenzt auf den doppelten Auftragswert („kalkulierter Endpreis“ gemäß Ziffer 7.1). Von der Haftungsgrenze ausgenommen sind: 

a. Freistellungsansprüche für Personenschäden, vorausgesetzt der AN würde gegenüber Dritten nach Gesetz haften;

b. die unbegrenzte Haftung für Mängelgewährleistungsansprüche. Es wird klargestellt, dass Nacherfüllungsansprüche der Höhe nach unbegrenzt sind;

c. Haftung und Freistellung für Umweltschäden;

d. alle gesetzlichen und / oder ausdrücklich vereinbarten Freistellungsansprüche des AG in Bezug auf Ansprüche Dritter;

e. die vereinbarte Vertragsstrafe gemäß Ziffer 14;

f. Ansprüche aus AVV (Anlage 5).


15.2 Die Haftungsbegrenzungen in diesem Vertrag finden keine Anwendung, wenn und soweit beim AN Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit vorliegt oder soweit gesetzlich zwingend gehaftet wird, z.B. nach den Produkthaftungsgesetz. Unbeschränkt ist auch die Haftung des AN für Personenschäden; diese richtet sich nach den gesetzlichen Vorschriften. 

15.3 Im Falle der Drittschadensliquidation ist die Partei, die zwar keinen Schaden, aber dem Grunde nach einen vertraglichen oder deliktsrechtlichen Anspruch gegen den Schädiger hat, zur Abtretung ihrer Ansprüche an die jeweils andere, geschädigte Partei verpflichtet. 

15.4 Der AN stellt den AG insoweit umfassend von der Haftung (einschließlich der angemessenen Kosten der Abwehr von Ansprüchen) frei, als der AN nach dem geltenden Recht der jeweils anwendbaren Rechtsordnung Dritten gegenüber haften würde. 

15.5 Der AN hält den AG von allen Ansprüchen Dritter frei, die diese gegen den AG aufgrund der teilweise Nichteinhaltung einer der in diesem Vertrag vorgesehenen Verpflichtungen des AN geltend machen, und ersetzt dem AG alle hieraus dem AG entstehenden Schäden und Kosten einschließlich der angemessenen und im Vorfeld abgestimmten Kosten für die Rechtsverteidigung gegen Ansprüche Dritter. Dies gilt insbesondere auch für die Ansprüche öffentlich-rechtlicher Ämter oder Behörden wegen der vollständigen oder teilweisen Nichteinhaltung der dem AG erteilten Genehmigungen. 

15.6 Der AG wird auf eigene Kosten eine Montageversicherung (CAR) inkl. Transportversicherung für die Interessen des AG, des AN und aller der am Bau / an der Montage beteiligten Unternehmen, Subunternehmen und Personen abschließen und für die gesamte Bauzeit inklusive Erprobung bis zur Abnahme aufrechterhalten. Das versicherte Interesse entspricht dem Gesamtprojektwert bzw. zur Höchstentschädigungssumme i.H.v. EUR 100 Mio. Darüber hinaus wird der AG eine projektbezogene Haftpflicht-Versicherung als Anhang zur Montageversicherung (Section II) für alle Projektbeteiligten mit einer Deckungssumme von 10,0 Mio. EUR je Schadenfall, 2-fach maximiert über die Projektlaufzeit für Personen- und Sachschäden aufrechterhalten. Selbstbehalte sind von demjenigen zu tragen, der den Schaden verursacht hat oder in dessen Gefahrtragungsbereich der Schaden fällt. Der AN erhält eine Deckungsbestätigung.


16. [bookmark: _Ref509492362][bookmark: _Toc509924443]Höhere Gewalt (Force Majeure)

16.1 Wenn Ereignisse eintreten, die bei Abschluss des Vertrages für die betroffene Partei unvorhersehbar waren, unvermeidbar sind und außerhalb des Einflussbereiches der betroffenen Partei liegen und unabhängig von ihrem Willen eingetreten sind und nicht von ihr zu vertreten sind und sie trotz Durchführung aller zumutbaren Bemühungen an der Vertragserfüllung hindern, wird die Erfüllung der jeweiligen Verpflichtung aus diesem Vertrag für die Zeitdauer der hieraus resultierenden Behinderung aufgeschoben. 

16.2 Als höhere Gewalt gelten insbesondere Krieg, Bürgerkrieg, Aufruhr, Seuchen, Brände, Erdbeben, sonstige Naturkatastrophen, Überschwemmungen, Sabotage, Terrorakte, Explosionen, Freisetzung von Radioaktivität sowie Blockaden, Streiks, Aussperrung, von Dritten verursachte Transportunfälle oder ähnliche Ereignisse. 

16.3 Witterungseinflüsse gelten nur als unabwendbares, die Leistungsausführung des AN behinderndes Ereignis soweit (kumulativ) folgende Umstände für den betreffenden Arbeitstag gegeben sind: -Die Behinderung wird am selben Tag bis 09.00 Uhr der Auftraggeberin zumindest in Textform (E-Mail, Fax) angezeigt. -Der Witterungseinfluss berührt unmittelbar Leistungen, für welche die Behinderung geltend gemacht wird. -Die Behinderung ereignet sich an einem Tag, für den nach dem WESTE-Schlechtwettertage-System („Wetterdaten und -statistiken Express“) des Deutschen Wetterdienstes mindestens B („erschwert“) für Bayreuth (oder die nächstgelegene Station, für welche die Daten erhoben werden) festgestellt wurde. -Der Witterungseinfluss führt tatsächlich zu einer Verzögerung der Leistungen des AN.

16.4 Die Partei, die sich auf Ereignisse höherer Gewalt beruft, unterreichtet die andere Partei über den Eintritt solcher Umstände umgehend schriftlich und legt auf Anforderung der anderen Partei – soweit möglich – ein Dokument vor, aus dem Angaben über Art und Umstände der höheren Gewalt hervorgehen und die Einschätzung ihrer Auswirkungen auf die Erfüllung der Pflichten aus dem vorliegenden Projektvertrag und auf die Erfüllungsfrist enthalten sind.  Das vorzulegende Dokument stellt keinen Beweis für das tatsächliche Vorliegen höherer Gewalt dar. 

16.5 Die Partei, die von einem Ereignis höherer Gewalt betroffen und an ihrer Leistung gehindert ist, wird alle erforderlichen, zumutbaren Anstrengungen unternehmen, die sich aus dem Ereignis höhere Gewalt ergebenden Erfüllungsverzögerung zu minimieren sowie die Folgen der Ereignisse höherer Gewalt so gering wie möglich zu halten. Dies schließt jedoch keine Verpflichtungen ein, zusätzliche Kosten zu tragen.

16.6 Sobald die Leistungshinderung durch höhere Gewalt endet, benachrichtigt die an der Leistung gehinderte Partei die andere Partei darüber schriftlich und gibt den Termin an, zu dem sie ihre Verpflichtungen aus dem vorliegenden Vertrag erfüllen kann. Wenn die Partei die Benachrichtigung nicht innerhalb von zehn Tagen nach Ende der Leistungshinderung übersendet, hat sie den Schaden zu ersetzen, der der anderen Partei durch die Nichtbenachrichtigung oder verzögerte Benachrichtigung entsteht. 

16.7 Sollten die Umstände höherer Gewalt oder die ausschließlich hieraus resultierende Verzögerung länger als sechs Monate dauern, so ist jede Partei berechtigt, den vorliegenden Projektvertrag mit sofortiger Wirkung unter Beachtung der sonstigen Bestimmungen von Ziffer 18 dieses Vertrage zu kündigen. 


17. [bookmark: _Toc509924444]SHE – Bestimmungen 

17.1 Der AG hat den AN auf die diesem Vertrag beigefügten SHE-Bestimmungen (Anlage 3) ausdrücklich hingewiesen und der AN hat von ihrem Inhalt Kenntnis genommen. Der AN erkennt damit an, dass die SHE-Bestimmungen Bestandteil der vorliegenden Vereinbarung geworden sind. Der AN wird dies beachten und einhalten. Für den Fall, dass der AN den genannten SHE-Bestimmungen zuwiderhandelt oder diese unbeachtet lässt, hat der AG das Recht, die Annahme der Leistung zu verweigern. Die dem AG durch Ausübung der genannten Leistungsannahmeverweigerung entstehenden Kosten sind vom AN zu ersetzen (z.B. wiederholtes Anreisen des Personals der TenneT TSO GmbH oder Dritter, verlorene Arbeitsstunden, usw.) Der AG behält sich eine Kontrolle der Einhaltung von Arbeitsschutzvorschriften durch den AN und die von ihm eingesetzten Subunternehmer während der Erbringung der Werk-, Zusatz-, und etwaigen sonstigen Leistungen vor. 

17.2 Der AG ist berechtigt, bei einem Verstoß gegen die relevanten Arbeitssicherheits-, Unfallverhütungsvorschriften des AN anzuweisen, die Erbringung der Werk-, Zusatz-, und sonstigen Leistungen zu unterbrechen, ihn der AN alle Verstöße gegen die relevanten Bestimmungen des AN behoben hat. Die Kosten und die daraus entstehenden Schadensersatzpflichten trägt der AN. 

17.3 Der AN hält den AG von allen Ansprüchen Dritter, die diese gegen den AG aufgrund der Verletzung einer der vorgenannten Verpflichtungen des AN geltend machen, frei und ersetzt dem AG etwaige Schäden und Kosten. 


18. [bookmark: _Ref509492600][bookmark: _Toc509924445]Kündigung

18.1 Der AG ist jederzeit bis zum Ende der Vertragslaufzeit berechtigt, den Vertrag gemäß § 648 Satz 1 BGB mit einer Frist von einem Monat zum Monatsende schriftlich zu kündigen. 

18.2 Das Recht zur außerordentlichen Kündigung bleibt unberührt. Der AG ist berechtigt, diesen Vertrag aus wichtigem Grund fristlos zu kündigen. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn als Folge hoheitlicher Entscheidungen für den AG das Interesse an der Erbringung der vertragsgemäßen Leistung entfällt oder der AN seine Verpflichtung zur Nachbesserung fehlerhafter Leistungen nicht innerhalb einer schriftlich gesetzten angemessenen Frist nachkommt. 

18.3 Im Falle der Kündigung vergütet der AG dem AN die bis dahin vertragsgemäß erbrachten Leistungen zu den vereinbarten Preisen bzw. Aufwand. Bereits geleistete Abschlagszahlungen werden hierauf angerechnet. Weitere Leistungen werden nicht vergütet.


19. Safety Culture Ladder

Der AN verpflichtet sich zur Zertifizierung nach „Safety Culture Ladder“ mit der SCL Zertifizierungsstufe 3 spätestens nach 18 Monaten  nach Vertragsschluss. Kann der AN ein in gleicher Art oder gem. den Anforderungen nach „Safety Culture Ladder“ bestehendes System nachweisen oder möchte sich hiernach zertifizieren lassen, ist der AN verpflichtet, sich einem Audit eines durch den AG zu bestellenden und durch den AN zu bezahlenden Auditor zu unterwerfen. Weist der Auditor nach, dass das durch den AN bestehende oder angestrebte System nicht mit „Safety Culture Ladder“ vergleichbar ist, verpflichtet sich der AN zur Zertifizierung nach „Safety Culture Ladder“.


20. [bookmark: _Toc509924446]Sonstiges

20.1 Rechte und Pflichten der Parteien aus diesem Projektvertrag sind ohne vorherige schriftliche Zustimmung der jeweils anderen Partei nicht übertragbar. Es bedarf jedoch keiner Zustimmung der jeweils anderen Partei für die Abtretung von Forderungen an verbundene Unternehmen im Sinne der § 15 ff. AktG. 

20.2 Änderungen und/oder Ergänzungen dieses Projektvertrages bedürfen der Schriftform. E-Mails genügen für die Zwecke dieses Projektvertrages in keinem Fall der Schriftform. Das Schriftformerfordernis kann nur schriftlich aufgehoben werden.

20.3 [bookmark: _DV_M86][bookmark: _DV_X0][bookmark: _DV_M1278]Soweit in diesem Vertrag nicht ausdrücklich abweichend geregelt, stehen dem AN keine Zurückbehaltungs- und Leistungsverweigerungsrechte zu.


21. [bookmark: _Toc509924447]Geltung ergänzender Vorschriften

21.1 Es gelten die nachfolgend genannten Regelungen in der aufgeführten Reihenfolge:

a. Dieser Vertrag in seiner Form als Bestellschreiben nebst allen Anlagen.

b. Das Verhandlungsprotokoll zur Verhandlung von xx.xx.20xx.

c. Die „Allgemeine Einkaufsbedingungen der TenneT TSO GmbH“, Stand 01.04.2015, die „Besondere Einkaufsbedingungen für Dienstleistungen der TenneT TSO GmbH“, Stand 01.04.2015 sowie das Merkblatt „Verhaltenskodex für Lieferanten“ Stand 01,04,2019, veröffentlicht unter http://www.tennet.eu/de/unternehmen/einkauf/einkaufsbedinungen-tennet-deutschland/.

d. Der technische Inhalt Ihres Angebotes vom xx.xx.20xx.

21.2 Alle Anhänge (einschließlich der Unteranhänge zu den Anhängen) sind integraler Bestandteil des Projektvertrages. Bei Widersprüchen zwischen Bestimmungen in diesem Projektvertrag und einer Anlage haben die Bestimmungen dieses Projektvertrages Vorrang. Im Falle von Regelungslücken vorrangiger Dokumente gelten die Regelungen nachrangiger Dokumente. Sollten sich Regelungen innerhalb eines oder mehrere Anhänge widersprechen, so gilt die höhere Anforderung des AG. 

21.3 Allgemeine Geschäftsbedingungen des AN sind ausgeschlossen. Sie gelten auch dann nicht, wenn sie dem AG nach Vertragsschluss, z.B. im Rahmen von Leistungsänderungen, übermittelt werden und ihnen nicht widersprochen wird.


22. [bookmark: _Toc509924448]Salvatorische Klausel

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertragstextes ungültig oder undurchführbar sein oder werden, so bleiben der Vertrag als Ganzes und die übrigen Bestimmungen dieser Klauseln wirksam. Die Vertragsparteien sind verpflichtet, die ungültige / undurchführbare Bestimmung vom Beginn der Ungültigkeit / Undurchführbarkeit an unter Berücksichtigung der beiderseitigen Interessen durch eine wirtschaftlich möglichst gleichartig Bestimmung zu ersetzen. 


23. [bookmark: _Toc509924449]Schlussbestimmungen

Die Vertragsbedingungen wurden zwischen den Parteien individuell ausgehandelt. Die rechtsverbindliche und vorbehaltlose Unterzeichnung der beigefügten Auftragsbestätigung durch den AN steht für die vorbehaltlose Annahme des Vertrages. 

Anlagen

Anlage 1 	Leistungsbeschreibung	
Anlage 2	Leistungsverzeichnisse
Anlage 3	SHE – Bestimmungen ( Die SHE – Bestimmungen veröffentlicht der AG unter:
http://www.tennet.eu/de/unternehmen/einkauf/einkaufsbedingungen-tennet-deutschland/
Anlage 4	Geheimhaltungsvereinbarung
Anlage 5	entfällt
Anlage 6	Terminplan
Anlage 7 	Bürgschaften
Anlage 8	Zahlungsplan
Anlage 9	Safety Culture Ladder
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